
 

AD\857465DE.doc  PE456.639v02-00 

DE In Vielfalt geeint DE 

  

 EUROPÄISCHES PARLAMENT 2009 – 2014 

 

Ausschuss für Wirtschaft und Währung 
 

2010/2278(INI) 

16.2.2011 

STELLUNGNAHME 

des Ausschusses für Wirtschaft und Währung 

für den Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz 

zu einem Binnenmarkt für Europäer 

(2010/2278(INI)) 

Verfasser der Stellungnahme: José Manuel García-Margallo y Marfil 

 



 

PE456.639v02-00 2/6 AD\857465DE.doc 

DE 

PA_NonLeg 



 

AD\857465DE.doc 3/6 PE456.639v02-00 

 DE 

VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Währung ersucht den federführenden Ausschuss für 

Binnenmarkt und Verbraucherschutz, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 

übernehmen: 

1. ist zutiefst davon überzeugt, dass die Binnenmarktakte im Einklang mit dem Geist des 

Berichts Grech (A7-0132/10) und des Monti-Berichts ein in sich schlüssiges und 

ausgewogenes Paket von Maßnahmen darstellen muss, das die Grundlagen für ein Europa 

des Zusatznutzens für Bürger wie für Unternehmen legt; 

2. ist der Auffassung, dass die Wiederbelebung und Vertiefung des Binnenmarktes im 

Kontext der Maßnahmen der EU zur Bekämpfung der Auswirkungen der Finanz- und 

Wirtschaftskrise und als Teil der Strategie EU 2020 von grundlegender Bedeutung sind; 

3. ermutigt die Mitgliedstaaten, Mobilitätsschranken für Arbeitnehmer aus den neuen 

Mitgliedstaaten zu beseitigen und dabei die positiven Effekte der Mobilität der 

Arbeitnehmer im Kontext der Finanz- und Wirtschaftskrise zu berücksichtigen; 

4. begrüßt die BMA-Initiative und ihren Ausgleich zwischen wirtschaftlichen, sozialen und 

ordnungspolitischen Zielvorgaben, ist jedoch der Auffassung, dass der komplementäre 

Charakter der verschiedenen Maßnahmen, die im Monti-Bericht enthalten sind, in der 

BMA nicht uneingeschränkt zum Ausdruck kommt; 

5. begrüßt die Einbeziehung einer Überarbeitung der IORP-Richtlinie und fordert die 

Kommission auf, ihren Vorschlägen die Vollendung des einheitlichen Euro-

Zahlungsverkehrsraums hinzuzufügen; 

6. begrüßt die Inangriffnahme eines Grünbuchs zur Unternehmensführung (Corporate 

Governance), unterstreicht jedoch die Bedeutung weiterer spezifischer Schritte mit dem 

Ziel, eine vernünftige und verantwortungsvolle Vergütungspolitik, eine angemessene 

Mitwirkung von Frauen in Unternehmensvorständen und Beschlussfassungsorganen, eine 

Aufwertung des Engagements langfristiger Aktionäre und eine Förderung der Verfahren 

zur Konsultation, Mitwirkung und Vermögensbeteiligung von Arbeitnehmern zu fördern; 

7. fordert die Kommission auf, Dringlichkeitsmaßnahmen zur Stabilisierung der 

Finanzmärkte zu ergreifen, zu gewährleisten, dass diese Märkte zum Nutzen der 

Realwirtschaft arbeiten, und einen angemessen regulierten und beaufsichtigten 

Binnenmarkt für den Einzelhandel mit dem zweifachen Ziel der Verwirklichung eines 

hohen Niveaus des Verbraucherschutzes sowie der Gewährleistung der Finanzstabilität 

durch Vermeidung von Spekulationsblasen – insbesondere mit Blick auf Immobilien – zu 

schaffen; 

8. fordert die Kommission auf, den Zugang zu Risikokapitalmärkten zu erleichtern, um 

europäischen Unternehmen, insbesondere KMU, die in Forschung, Entwicklung und 

Innovation investieren, die benötigten Kredite zu verschaffen und die europäischen 

Exporte zu stimulieren; 
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9. fordert die Kommission auf, den Vorschlag für ein vereinfachtes System der Besteuerung 

von KMU, die im Binnenmarkt tätig sind, zu überarbeiten; 

10. verweist darauf, dass die BMA-Initiative eine Verpflichtung einschließt, im Jahre 2011 

einen Katalog von Maßnahmen in Bezug auf Dienstleistungen von allgemeinem Interesse 

vorzulegen; erinnert an die diesbezüglichen Zusagen von Präsident Barroso und fordert 

die Kommission auf, sektorale Qualitätsrahmen zu entwickeln; 

11. verweist auf die Notwendigkeit, das rechtliche Umfeld im Bereich der Dienstleistungen 

von allgemeinem Interesse zu klären, und fordert die Kommission auf, sich eingehend mit 

der Frage der Koordinierung der sozialen Sicherheit für sehr mobile Personen bzw. 

Personen, deren Mobilität gefördert werden sollte, insbesondere Wissenschaftler, zu 

befassen; 

12. begrüßt die Tatsache, dass bei der Initiative zur Förderung von Unternehmen der 

Sozialwirtschaft der Schwerpunkt auf finanzielle Lösungen für Unternehmen der 

Sozialwirtschaft gelegt wird, die sich in Zeiten der Wirtschaftskrise als besonders 

widerstandsfähig erwiesen haben und somit zu einer nachhaltigen Beschäftigung und 

einem nachhaltigen Wachstum beitragen; verweist darauf, dass in einigen Mitgliedstaaten 

bereits verschiedene Initiativen zum Austausch bewährter Praktiken im Gange sind, 

insbesondere was die Bereitstellung von Eigenkapital und Darlehen für die betreffenden 

Unternehmen betrifft; 

13.  fordert die Kommission auf, die Auswirkungen der staatlichen Beihilfen und 

strukturpolitischen Maßnahmen auf den Wettbewerb im Kontext der Finanzkrise zu 

bewerten; 

14. bekräftigt, dass jeder geplante Vorschlag für Sammelklagen bei Verstößen gegen das 

Wettbewerbsrecht in Einklang mit dem Standpunkt des Parlaments stehen muss, der in 

seiner Entschließung vom 26. März 2009 zu Schadenersatzklagen wegen Verletzung des 

EU-Wettbewerbsrechts dargelegt worden ist; weist zudem mit Nachdruck darauf hin, dass 

das Parlament bei der Annahme eines solchen Rechtsaktes im Rahmen des ordentlichen 

Gesetzgebungsverfahrens einbezogen werden muss; fordert die Kommission auf, 

Mindestnormen im Hinblick auf das Recht auf Entschädigung im Falle von Verstößen 

gegen das EU-Recht generell zu verabschieden; 

15. fordert die Kommission auf, einen Vorschlag zur Besteuerung von Finanzdienstleistungen 

vorzulegen, mit dem alle Abgaben und Steuern, die gegenwärtige zur Prüfung anstehen, 

abgedeckt und koordiniert werden, während gleichzeitig die Vorrechte der Mitgliedstaaten 

gewahrt werden, und die Vorteile und Durchführbarkeit einer Steuer auf 

Finanztransaktionen, die auf alle in der Europäischen Union im Finanzsektor tätigen 

Akteure anwendbar ist, zu bewerten; 

16. fordert eine entschiedeneres Vorgehen zur Vermeidung einer Doppelbesteuerung der 

europäischen Bürger; 

17. begrüßt den Vorschlag, für einen universalen Zugang zu grundlegenden 

Bankdienstleistungen für alle Bürger in der EU zu sorgen; 
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18. fordert die Kommission auf, zu untersuchen, wie geeignet Euro-Anleihen als Maßnahme 

zur Sicherung der Finanzstabilität zusätzlich zur Förderung einer ausgeglicheneren 

Entwicklung geeignet sind; 

19. fordert den strategischen und angemessenen Einsatz der Ressourcen der Strukturfonds und 

des Kohäsionsfonds sowie die Ausweitung der transeuropäischen Netze mit Blick auf die 

Entwicklung des Binnenmarktes; 

20. fordert die Kommission auf, einen Zeitplan für die Verwirklichung der Binnenmarktakte 

bekanntzugeben und regelmäßig aktuelle Informationen über greifbare Fortschritte zu 

veröffentlichen, um die Öffentlichkeit in der EU stärker für die Umsetzung der Akte zu 

sensibilisieren, und ihre Vorzüge herauszustellen; 

21. unterstreicht die Bedeutung der Maßnahmen, mit denen die Bürger davon überzeugt 

werden sollen, dass der Binnenmarkt in ihrem Interesse ist; 
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